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Aufgrund des § 1 des Gesetzes zur Aus-
führung des Hebammen- und Entbindungs-
pflegerrechts vom 18. Dezember 1990 
(GVBl. I S. 724), geändert durch Gesetz vom 
1. September 1992 (GVBl. I S. 370), verord-
net der Minister für Soziales und Integration:

Artikel 1

Die Hebammenhilfe-Vergütungsverord-
nung vom 20. August 2015 (GVBl. S. 341) 
wird wie folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Freiberufliche Hebammen kön-
nen als Vergütung für ihre Leistungen im 
Rahmen der Hebammenhilfe außerhalb 
der gesetzlichen Krankenversicherung 

1. �Gebühren, Auslagen, Wegegeld, Zu-
schläge und 

2. �Betriebskostenpauschalen bei ambu-
lanten Geburten in von Hebammen 
geleiteten Einrichtungen 

geltend machen. Gebühren, Auslagen, 
Wegegeld und Zuschläge sind nach 
Maßgabe des Vergütungsverzeichnis-
ses in Anlage 1.3 des Vertrages über die 
Versorgung mit Hebammenhilfe nach  
§ 134a des Fünften Buches Sozialge-
setzbuch in der jeweils geltenden Fas-
sung zu bemessen, abzurufen auf den 
vom Spitzenverband Bund der Kran-
kenkassen im Internet bereit gestellten 
Seiten. Betriebskostenpauschalen bei 
ambulanten Geburten in von Hebam-
men geleiteten Einrichtungen sind nach 
Maßgabe der Anlage 3 zum Ergän-
zungsvertrag nach § 134a des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch über Be-
triebskostenpauschalen bei ambulanten 
Geburten in von Hebammen geleiteten 
Einrichtungen und die Anforderungen 
an die Qualitätssicherung in diesen Ein-
richtungen in der jeweils geltenden Fas-
sung zu bemessen, abzurufen auf den 
vom Spitzenverband Bund der Kran-
kenkassen im Internet bereit gestellten 
Seiten. Maßgeblich für die Bemessung 
der Vergütung ist der Zeitpunkt der Leis-
tungserbringung.“

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) �In Satz 1 wird die Angabe „nach 
Abs. 1“ gestrichen und die Angabe 
„1,8-fachen“ durch „2,2-fachen“ er-
setzt. 

bb) �In Satz 3 wird die Angabe „23. De-
zember 2014 (BGBl. I S. 2439)“ 
durch „23. Mai 2022 (BGBl. I S. 760)“ 
ersetzt.

cc) �Folgender Satz wird angefügt:

„Auslagen, Wegegeld, Zuschläge 
und Betriebskostenpauschalen bei 
ambulanten Geburten in von Hebam-
men geleiteten Einrichtungen sind mit 
dem einfachen Satz zu berechnen.“

2. § 2 wird wie folgt geändert:

a) �In Nr. 2 werden die Wörter „dem Leis-
tungsverzeichnis der Hebammen-
Vergütungsvereinbarung“ durch die 
Angabe „Maßgabe des Vergütungsver-
zeichnisses in Anlage 1.3 des Vertrages 
über die Versorgung mit Hebammen-
hilfe nach § 134a des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch“ ersetzt und nach der 
Angabe „Abs. 2“ die Angabe „Satz 1“ 
eingefügt.

b) �In Nr. 3 werden die Wörter „Berechnung 
und“ durch das Wort „Berechnung,“ er-
setzt.

c) �In Nr. 4 wird nach dem Wort „Art“ das 
Wort „und“ eingefügt.

d) �Nach Nr. 4 wird folgende Nr. 5 einge-
fügt:

„5. �die Nummer und Bezeichnung der 
Leistung nach Anlage 3 zum Er-
gänzungsvertrag nach § 134a des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch 
über Betriebskostenpauschalen bei 
ambulanten Geburten in von Heb-
ammen geleiteten Einrichtungen 
und die Anforderungen an die Qua-
litätssicherung in diesen Einrichtun-
gen sowie den Betrag der Betriebs-
kostenpauschale“

3. �In § 4 Satz 2 wird die Angabe „2023“ durch 
„2030“ ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der 
Verkündung in Kraft.

*) Ändert FFN 353-61

Verordnung zur Änderung der Hebammenhilfe-Vergütungsverordnung*)

Vom 8. März 2023

Wiesbaden, den 8. März 2023

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  f ü r  S o z i a l e s  u n d  I n t e g r a t i o n

K l o s e
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Auf die nachstehend abgedruckte Veröf-
fentlichung im Bundesgesetzblatt 2023 Teil I 
Nr. 62 wird hingewiesen:

„Aus dem Beschluss des Bundesver-
fassungsgerichts vom 16. Februar 2023  
- 1 BvR 1547/19, 1 BvR 2634/20 – wird fol-
gende Entscheidungsformel veröffentlicht:
1. �...

2. �§ 25a Absatz 1 Alternative 1 des Hessi-
schen Gesetzes über die öffentliche Si-
cherheit und Ordnung (HSOG) in der Fas-
sung des Gesetzes zur Neuausrichtung 
des Verfassungsschutzes in Hessen vom 
25. Juni 2018 (Gesetz- und Verordnungs-
blatt Hessen Seite 302) ist mit Artikel 2  
Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 1  
Absatz 1 des Grundgesetzes unvereinbar.

Bis zu einer Neuregelung, längstens je-
doch bis zum 30. September 2023, gilt 
§  25a Absatz 1 Alternative 1 des Geset-
zes über die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung mit den folgenden Maßgaben 
fort: Eine Datenanalyse nach § 25a Ab-
satz 1 Alternative 1 des Gesetzes über 
die öffentliche Sicherheit und Ordnung 
darf nur durchgeführt werden, wenn be-
stimmte, genügend konkretisierte Tatsa-
chen den Verdacht begründen, dass eine 

besonders schwere Straftat im Sinne von 
§ 100b Absatz 2 der Strafprozessordnung 
begangen wurde und aufgrund der konkre-
ten Umstände eines solchen im Einzelfall 
bestehenden Verdachts für die Zukunft 
mit weiteren, gleichgelagerten Straftaten 
zu rechnen ist, die Leib, Leben oder den 
Bestand oder die Sicherheit des Bundes 
oder eines Landes gefährden, wenn das 
Vorliegen dieser Voraussetzungen und die 
konkrete Eignung der verwendeten Daten 
zur Verhütung der zu erwartenden Straftat 
durch eigenständig auszuformulierende 
Erläuterung begründet wird und wenn si-
chergestellt ist, dass keine Informationen 
in die Datenanalyse einbezogen werden, 
die aus Wohnraumüberwachung, Online-
Durchsuchung, Telekommunikationsüber-
wachung, Verkehrsdatenabfrage, länger 
andauernder Observation, unter Einsatz 
von verdeckt ermittelnden Personen oder 
Vertrauenspersonen oder aus vergleich-
bar schwerwiegenden Eingriffen in die 
informationelle Selbstbestimmung gewon-
nen wurden.

Die vorstehende Entscheidungsformel hat 
gemäß § 31 Absatz 2 des Bundesverfas-
sungsgerichtsgesetzes Gesetzeskraft.“

Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts*)

Berlin, den 9. März 2023

D e r  B u n d e s m i n i s t e r  d e r  J u s t i z

B u s c h m a n n

*) Zu FFN 310-63




